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ebenfalls ab 1. 1. 2008 geltenden Neufassung des § 31  
GebAG, womit die ersatzfähigen variablen Kosten in klar-
stellender Weise taxativ aufgelistet wurden, dass alle 
anderen Aufwendungen – wie die hier strittige Position 
– nunmehr aufgrund der ausdrücklichen gesetzlichen An-
ordnung in § 31 Abs 2 GebAG mit der Gebühr für Mühe-
waltung abgegolten sind (stRspr; OLG Linz 28. 4. 2010, 
12 Rs 48/10f; 19. 5. 2010, 12 Rs 61/10t uva). Für die mit 
der Ermittlung des Gutachtensauftrages notwendigerwei-
se verbundene und in vielen Fällen auch zweckmäßige 
Beschaffung von medizinischen Unterlagen, die weder 
im Gerichtsakt erliegen noch seitens der Partei zur Be-
gutachtungsuntersuchung mitgebracht werden, gebührt 
demnach ein Ersatz nur gemäß § 31 Abs 1 Z 3 GebAG, 
wodurch auch die Kosten für die Hilfskraft (Schreibkraft) 
abgegolten sind, sowie im Rahmen des § 31 Abs 1 Z 5 
GebAG. Hingegen kann nach der neuen Rechtslage im 
Zusammenhang mit der Befundbeschaffung nicht mehr 
im Sinne der früheren Judikatur zu § 30 GebAG auf die 
Gebühr für Hilfskräfte zurückgegriffen werden, genauso 
wie auch eine (zusätzliche) Entschädigung nach dem An-
satz für Zeitversäumnis gemäß § 32 Abs 1 GebAG nicht 
in Betracht kommt. 

Im konkreten Fall hat der Sachverständige gemäß § 31 
Abs 1 Z 5 GebAG für Porti etc einen Pauschalbetrag von 
€ 25,– verzeichnet und zugesprochen erhalten, der alle 
mit dem Gutachtensauftrag in Sozialrechtssachen übli-
cherweise verbundenen Barauslagen abdeckt; damit sind 
insbesondere auch die durch die Befundbeschaffung ver-
ursachten Portokosten abgegolten. 

Weiters hat der Sachverständige € 2,– für seinen Schrift-
verkehr geltend gemacht; es handelt sich dabei um die 
Gebühr für eine Seite, die als voll gilt, wenn sie min-
destens 25 Zeilen mit durchschnittlich mindestens 40 
Schriftzeichen enthält. Bei geringerem Umfang ist die 
Gebühr gemäß § 31 Abs 1 Z 3 GebAG für den entspre-
chenden Teil zu bestimmen. Der Sachverständige hat den 
Anspruch auf die (volle) Gebühr mit der Einladung der 
Klägerin zur Begutachtungsuntersuchung begründet, ob-
wohl ein derartiges Schreiben in aller Regel kurz ist und 
nicht 25 ganze Zeilen umfasst. Bedenkt man aber, dass 
der Sachverständige zwei weitere – erfahrungsgemäß 
ebenfalls kurze – Schreiben zur Beschaffung der beiden 
genannten fachärztlichen Befunde verfassen musste, ist 
der Zuspruch der geltend gemachten Gebühr für insge-
samt 25 Zeilen, die anteilsmäßig auf die drei genannten 
Schriftstücke entfallen, im Ergebnis berechtigt. 

Hingegen ist der Gebührenanspruch des Sachverständi-
gen in teilweiser Stattgebung des Rekurses um € 93,60 
(Beurteilung Schädel-CT) und um weitere € 22,70 (Be-
fundbeschaffung, Ermittlung), insgesamt daher um  
€ 116,30 auf € 537,00 netto zu kürzen; zuzüglich 20 % 
Umsatzsteuer (€ 107,40) beträgt der richtige Gebühren-
anspruch des Sachverständigen daher € 644,40.

Gesonderte Honorierung von 
psychodiagnostischen Tests 
bei psychiatrischen Gutach-
ten in Sozialrechtsverfahren  
(§ 43 Abs 1 Z 1 und  
§ 49 Abs 1 GebAG)
1.	 Die Durchführung psychodiagnostischer Test-

verfahren wird von dem in § 43 Abs 1 Z 1 lit b, d 
und e GebAG bezeichneten Leistungskalkül einer 
„psychiatrischen Untersuchung“ nicht mitumfasst 
und daher mit diesen Tarifansätzen nicht abgegol-
ten. Die vom OGH in seiner Entscheidung vom 6. 5. 
2010, 12 Os 22/10t, 12 Os 23/10i = SV 2010/2, 85 (mit 
Anm von Krammer), entwickelte neue Judikatur ist 
auch im Sozialrechtsverfahren anzuwenden.

2.	 Der Umstand, dass der Sachverständige seine 
Ausbildung vor Inkrafttreten der Ärztinnen-/Ärzte-
Ausbildungsordnung 2006 abgeschlossen hat, ist 
für den Gebührenanspruch irrelevant.

3.	 Die von einem Sachverständigen aus dem Fachge-
biet der Psychiatrie selbst durchgeführten psycho-
logischen Testuntersuchungen sind – je nach dem 
quantitativen und qualitativen Aufwand – nach den 
Tarifansätzen der lit d oder e, bei einer kurzen, ein-
fach zu erstellenden psychodiagnostischen Test-
untersuchung nach der Tarifstufe der lit b im Sinne 
des § 49 Abs 1 GebAG zu entlohnen.

4.	 In Sozialrechtssachen wegen Invaliditäts-/Be-
rufsunfähigkeitspension stehen psychologische 
Aspekte erfahrungsgemäß nicht im Vordergrund; 
Tests werden daher einen eher überschaubaren 
und begrenzten Aufwand erfordern. In der Regel 
werden derartige Testuntersuchungen in Pensi-
onsverfahren mit dem Ansatz nach lit b (€ 39,70) 
zu honorieren sein. Eine Honorierung nach lit d  
(€ 116,20) kommt nur dann in Betracht, wenn aus 
besonderen Gründen umfangreiche Testunter
suchungen erforderlich sind, die den Sachverstän-
digen in fachlicher und in zeitlicher Hinsicht in 
ähnlicher Weise in Anspruch nehmen wie die Gut-
achtenserstattung selbst (durch Dokumentation 
der Testergebnisse, Auseinandersetzung mit der 
spezifischen Fragestellung).

5.	 Durchführung, Dokumentation und Verarbeitung 
der Ergebnisse des Rorschachtests und des Ar-
beitsversuchs am Wiener Determinationsgerät sind 
insgesamt nach dem Tarifansatz des § 43 Abs 1 Z 1 
lit d GebAG mit € 116,20 zu honorieren.
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6.	 Zu den Einwänden der Beklagten, Rorschachtest 
und Test am Wiener Determinationsgerät seien kei-
ne zielführenden Testmethoden, ist zu entgegnen, 
dass die Auswahl der Untersuchungsmethoden 
Aufgabe des Sachverständigen ist. Die Methoden-
wahl gehört zum Kern der Sachverständigentätig-
keit, die das Gericht den Sachverständigen nicht 
vorzuschreiben hat. Der Sachverständige hat dar-
auf hingewiesen, dass Rorschachtest und Test am 
Wiener Determinationsgerät dem aktuellen Stand 
der neurologisch-psychiatrischen Wissenschaft 
entsprechen.

OLG Linz vom 17. Februar 2011, 12 Rs 164/10i

In vorliegender Sozialrechtssache hat das Erstgericht die 
Gebühren des Sachverständigen Univ.-Prof. Dr. N. N. für 
die Erstattung eines neuropsychiatrischen Gutachtens mit 
insgesamt € 767,70 bestimmt. Darunter finden sich neben 
anderen, nicht mehr strittigen Positionen ein Gebührenan-
satz von € 116,20 für die Durchführung eines Rorschach-
tests, von € 59,10 für einen Arbeitsversuch am Wiener 
Determinationsgerät und von € 25,– für Porto und Baraus-
lagen. 

Gegen die Zuerkennung dieser Gebühren richtet sich der 
Rekurs der beklagten Sozialversicherungsanstalt mit dem 
Abänderungsantrag, die Gebühren des Sachverständigen 
um insgesamt € 180,30 netto (€ 216,36 brutto) zu redu-
zieren. 

Wie bereits in ihrer Äußerung zum Gebührenantrag des 
Sachverständigen vertritt die Rekurswerberin unter Hin-
weis auf die bisherige Rechtsprechung die Ansicht, dass 
psychodiagnostische Tests mit der Gebühr für Mühewal-
tung mitabgegolten seien und daher nicht gesondert ver-
rechnet werden könnten. Das Wiener Determinationsgerät 
werde von verkehrspsychologischen Untersuchungsstel-
len zur Feststellung der Verkehrstauglichkeit verwendet. 
Eine derartige Untersuchung sei für die Feststellung des 
Leistungskalküls in Sozialrechtssachen nicht erforder-
lich. Der Rorschachtest sei veraltet und keine geeignete 
Methode zur Feststellung des psychiatrischen Leistungs-
kalküls. Die Argumentation des Erstgerichtes, dass nur 
der Sachverständige selbst beurteilen könne, welche 
Untersuchungsmethoden er zur Beantwortung der vom 
Gericht gestellten Fragen anzuwenden habe, dürfe nicht 
dazu führen, dem Sachverständigen für ein und dieselbe 
Leistung, nämlich für die psychiatrische Befundung und 
Gutachtenserstellung drei verschiedene Gebühren (Mühe-
waltung, Arbeitsversuch am Wiener Determinationsgerät, 
Rorschachtest) zuzusprechen. Der Sachverständige Univ.-
Prof. Dr. N. N. verrechne in praktisch allen Verfahren we-
gen Invaliditätspension pauschal zur Gebühr für Mühewal-
tung den Arbeitsversuch am Wiener Determinationsgerät 
und den Rorschachtest, was die sachliche Notwendigkeit 
dieser veralteten Tests in Frage stelle. Die Entscheidung 
12 Os 22/10t (12 Os 23/10i), auf die sich das Erstgericht 
bei der Zuerkennung von Gebühren für psychologische 
Tests stütze, sei hier nicht einschlägig, weil es sich dabei 
um ein Strafverfahren gehandelt habe, in dem es um eine 

individuelle Gefährlichkeitsprognose gegangen sei, wo-
bei psychodiagnostische Testverfahren eine wesentliche 
Grundlage zur Beantwortung der im Gutachtensauftrag 
gestellten Fragen gebildet hätten. In sozialgerichtlichen 
Verfahren wegen Invaliditäts- und Berufsunfähigkeitspensi-
on gehe es um das medizinische Leistungskalkül, für des-
sen Feststellung keine tiefergehenden Testuntersuchun-
gen erforderlich seien. Der Sachverständige Univ.-Prof. Dr.  
N. N. habe seine Ausbildung vor der am 1. 2. 2007 in Kraft 
getretenen Ärztinnen-/Ärzte-Ausbildungsordnung 2006 
abgeschlossen und könne daher auch aus diesem Grund 
keine gesonderten Gebühren für den Rorschachtest und 
den Arbeitsversuch am Wiener Determinationsgerät ver-
rechnen. Überdies seien die verlangten Gebühren für die 
Durchführung der erwähnten Testverfahren überhöht. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Richtig ist, dass nach der bisherigen Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes eine gesonderte Vergütung psy-
chodiagnostischer Tests nicht in Betracht kam, weil die 
Gebühr für Mühewaltung nach § 43 Abs 1 Z 1 GebAG eine 
Gesamtgebühr für Befund und Gutachten sei, weshalb 
mit der Entlohnung für eine psychiatrische Untersuchung 
und Begutachtung auch jene psychodiagnostischen Tests 
abgegolten seien, die integrierter Bestandteil der Explo-
ration und geradezu selbstverständliche Voraussetzung 
für die Erstattung eines fundierten psychiatrischen Gut-
achtens seien (RIS-Justiz RS0059366; Krammer/Schmidt,  
GebAG3, E 19 bis 23 zu § 43 GebAG). Diese Recht-
sprechung ist aber aufgrund der mittlerweile geänderten 
Rechtslage überholt. Der Oberste Gerichtshof hat in der 
Entscheidung 12 Os 22/10t (12 Os 23/10i) nach ausführli-
cher Darstellung der inzwischen eingetretenen rechtlichen 
Änderungen im Bereich der Ärzteausbildung festgehalten, 
dass mit dem Inkrafttreten der Ärztinnen-/Ärzte-Ausbil-
dungsordnung 2006 (ÄAO 2006, BGBI II 2006/286) so-
wie der entsprechenden Verordnung der Österreichischen 
Ärztekammer am 1. 2. 2007 die „Anwendung“, somit die 
Fähigkeit zur Durchführung psychiatrisch-psychologischer 
Testuntersuchungen nicht weiterhin Ausbildungsinhalt 
des Fachgebietes eines Facharztes für Psychiatrie und 
psychotherapeutische Medizin sei. Daraus folge, dass die 
Durchführung psychodiagnostischer Testverfahren von 
dem in § 43 Abs 1 Z 1 lit b, d und e GebAG bezeichne-
ten Leistungskalkül einer „psychiatrischen Untersuchung“ 
nicht mitumfasst und daher mit diesen Tarifansätzen nicht 
abgegolten sei. Zur Höhe der Gebühr hat der Oberste Ge-
richtshof auf § 49 Abs 1 GebAG verwiesen, wonach eine 
von einem in den §§ 43 bis 48 erfassten Sachverständi-
gen erbrachte Leistung, die in diesen Bestimmungen nicht 
aufgeführt sei, aber wegen ihrer Ähnlichkeit mit den dort 
angeführten Leistungen jenen gleichgehalten werden kön-
ne, mit der für die nächstähnliche Leistung vorgesehenen 
Gebühr zu entlohnen sei. Wegen der Ähnlichkeit psycho-
logisch-psychodiagnostischer Testuntersuchungen mit 
einer neurologischen oder psychiatrischen Untersuchung 
könnten jene Leistungen diesen gleichgehalten werden, 
sodass von einem Sachverständigen aus dem Fachgebiet 
der Psychiatrie selbst durchgeführte psychologische Test
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untersuchungen – je nach dem quantitativen und qualitati-
ven Aufwand – nach den Tarifansätzen der lit d oder e des 
§ 43 Abs 1 Z 1 GebAG zu entlohnen seien. Die Tarifstufe 
des § 43 Abs 1 Z 1 lit b GebAG werde nur im Fall einer kur-
zen, einfach zu erstellenden psychodiagnostischen Test-
untersuchung in Betracht kommen (12 Os 22/10t). 

Das Erstgericht hat für die Durchführung des Rorschach-
tests € 116,20 (Tarifstufe § 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG) und 
für den Arbeitsversuch am Wiener Determinationsgerät 
€ 59,10 (Tarifstufe § 43 Abs 1 Z 1 lit c GebAG) zuerkannt. 
Die Höhe dieses Gebührenzuspruchs wird von der Re-
kurswerberin insofern zu Recht kritisiert, als nicht jeder 
einzelne Test kumulativ zu honorieren ist, vielmehr sind 
die durchgeführten Testuntersuchungen nach ihrem quan-
titativen und qualitativen Aufwand nach den Tarifansätzen 
der lit b, d oder e des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG zu entlohnen 
(12 Os 22/10t). Die erwähnte Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofes bezog sich auf ein psychiatrisches Sachver-
ständigengutachten zur Frage der Zurechnungsunfähig-
keit (§ 11 StGB) bzw der Voraussetzungen für die Unter-
bringung eines Täters in einer Anstalt für geistig abnorme 
Rechtsbrecher (§ 21 StGB) in einem Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts des Verbrechen des Mordes nach 
§§  5, 75 StGB. Es ist klar, dass bei dieser Fragestellung, 
bei der die Beurteilung des Persönlichkeitsbildes der Un-
tersuchungsperson im Vordergrund steht, der psychodiag-
nostische Testaufwand ein erhebliches Ausmaß annehmen 
wird. In Sozialrechtssachen wegen Invaliditäts-/Berufsun-
fähigkeitspension hat der Sachverständige hingegen das 
medizinische Leistungskalkül und andere medizinische 
Faktoren, die sich auf die Einsetzbarkeit des Probanden 
auf dem Arbeitsmarkt auswirken, zu beurteilen. Psycho-
logische Aspekte, die in Einzelfällen eine Rolle spielen 
mögen, stehen dabei erfahrungsgemäß nicht im Vorder-
grund und werden daher einen eher überschaubaren und 
begrenzten Testaufwand erfordern. In der Regel werden 
daher derartige Testuntersuchungen in Pensionsverfah-
ren mit dem Tarifansatz nach § 43 Abs 1 Z 1 lit b GebAG 
(€ 39,70) zu honorieren sein. Eine Honorierung nach § 43 
Abs 1 Z 1 lit d GebAG (€ 116,20) kommt nur dann in Be-
tracht, wenn aus besonderen Gründen umfangreiche Test-
untersuchungen erforderlich sind, die den Sachverstän-
digen in fachlicher und in zeitlicher Hinsicht in ähnlicher 
Weise in Anspruch nehmen wie die Gutachtenserstellung 
selbst, und sich der besondere Testaufwand durch Doku-
mentation der Testergebnisse und deren Bedeutung für die 
gutachterliche Auseinandersetzung mit der spezifischen 
Fragestellung im Gutachten nachvollziehen lässt. 

Der Sachverständige Univ.-Prof. Dr. N. N. hat im Gutachten 
die Ergebnisse des Rorschachtests und die daraus abzu-
leitenden Schlussfolgerungen für das Psychogramm der 
Klägerin sowie die Ergebnisse des Arbeitsversuches am 
Wiener Determinationsgerät dokumentiert. Der mit diesen 
beiden Testuntersuchungen zusammenhängende Auf-
wand lässt sich dem Tarifansatz nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d 
GebAG zuordnen und ist daher insgesamt mit € 116,20 zu 
honorieren. 

Dem Einwand der Beklagten, beim Rorschachtest und 
beim Test am Wiener Determinationsgerät handle es sich 
um veraltete und für die Erfüllung des Gutachtensauftra-
ges nicht zielführende Testmethoden, ist zu entgegnen, 
dass es Aufgabe des Sachverständigen ist, aufgrund 
seiner einschlägigen Fachkenntnisse jene Methode aus-
zuwählen, die sich zur Klärung der nach dem Gutachten-
sauftrag jeweils maßgebenden strittigen Tatfrage am bes-
ten eignet. Andernfalls würde das Gericht, dem es an der 
notwendigen Fachkunde mangelt, die Fruchtbarmachung 
spezifischen Expertenwissens verhindern. Das Gericht hat 
daher Sachverständigen die im Zuge ihrer Auftragserle-
digung anzuwendenden Methoden im Allgemeinen nicht 
vorzuschreiben, gehört doch die Methodenwahl zum Kern 
der Sachverständigentätigkeit (RIS-Justiz RS0119439). Da 
es eine medizinische Frage ist, welche Untersuchungen 
zur Feststellung des Leidenszustandes notwendig sind, 
muss es auch dem ärztlichen Sachverständigen überlas-
sen bleiben, zu beurteilen, welche Hilfsmittel er zur Erfül-
lung seiner Aufgaben benötigt (SVSlg 44.354; Neumayr in 
ZellKomm, § 75 ASGG Rz 9). Der Sachverständige Univ.-
Prof. Dr. N. N. hat in diesem Zusammenhang in seiner 
Stellungnahme zur Kostenäußerung der beklagten Partei 
darauf hingewiesen, dass der Rorschachtest und der Test 
am Wiener Determinationsgerät dem aktuellen Stand der 
neurologisch-psychiatrischen Wissenschaft entsprechen 
und diese Tests in Universitätskliniken für Psychiatrie und 
in psychiatrischen Krankenhäusern angewandt würden. 
Die Kritik der Rekurswerberin an der Methodenwahl des 
Sachverständigen ist daher unbegründet.

Der Umstand, dass der Sachverständige seine Ausbildung 
vor Inkrafttreten der Ärztinnen-/Ärzte-Ausbildungsordnung 
2006 abgeschlossen hat, ist für den Gebührenanspruch 
irrelevant. Dass er aufgrund seiner Ausbildung die Qua-
lifikation zur Durchführung psychodiagnostischer Tests 
besitzt, was auf Absolventen der Facharztausbildung nach 
der neuen Ausbildungsordnung nicht mehr zutrifft, ist nicht 
ein Hinderungsgrund, sondern Voraussetzung für den 
Gebührenanspruch. Die Auffassung der Rekurswerberin 
würde dazu führen, dass weder Fachärzte nach der alten 
Ausbildungsordnung noch nach der neuen Ausbildungs-
ordnung, in der die entsprechende Qualifikation ja nicht 
mehr verlangt wird, Anspruch auf Honorierung psycho
diagnostischer Testverfahren hätten, was der nunmehrigen 
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes widerspricht. 

Zu Recht weist die Rekurswerberin aber darauf hin, dass 
die Gebühr für Porto und Barauslagen überhöht mit € 25,– 
anstatt mit dem vom Sachverständigen begehrten Betrag 
von € 20,– bestimmt wurde.

In teilweiser Stattgebung des Rekurses war daher die Ge-
bühr des Sachverständigen unter kaufmännischer Run-
dung gemäß § 20 Abs 3 GebAG mit € 690,70 zu bestim-
men. 

Die weiteren Aussprüche stützen sich auf § 527 Abs 1 und 
§ 528 Abs 2 Z 5 ZPO.




